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Die beiden Theorien über die Grundlagen der öffentlichen Armeu— 
pflege. 
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welche ſich wegen erlittener Mißhandlungen zu ihrem Gatten zurückzukehren 
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Die beiden Theorien über die Grundlagen der öffent- 
lichen Armenpflege. “) 


I 
Princip des Heimat⸗Syſtems. 


Die Gemeinde bildet den Uebergang von der Familie zur Volks- und 
Staatsgemeinſchaft. Dem entſpricht es, daß der Hilfsbedürftige die Unter- 
ſtützung, welche er bei normalen Verhältniſſen in der Familie finden 
ſollte, aber in Wirklichkeit nicht findet, in der Gemeinde zu ſuchen hat, 
und daß die Nothhilfe, welche von Staatswegen zu reichen iſt, durch 
die Gemeinde und aus Mitteln der Gemeinde gereicht werde. Darum 
auch nennen wir die Glieder der Gemeinde Gemeindeangehörige, und 
es ſoll die Gemeindeangehörigkeit ein an die Familie erinnerndes, der 


Familiengemeinſchaft ähnelndes Verhältniß ſein. Nach Seite der ſelbſt⸗ 


ſtändigen Rechtsbethätigung heißt die Gemeindeangehörigkeit Bürgerrecht, 


nach Seite der perſönlichen Zugehörigkeit aber heißt ſie Heimat. Schon 


das Wort Heimat, als Erweiterung von Heim, bedeutet eine erweiterte 
Haus⸗ und Familiengemeinſchaft. Demgemäß ſcheint es uns in der 
menſchlichen Natur tief begründet und vom Geiſte der deutſchen Sprache 


von Auguſt Luthardt. Heilbronn, Henninger. 


| 

| anerfannt, daß für die vorliegende Unterftügungsfrage die Heimat maß⸗ 
gebend ſei. 

| Die Pflege des Familien- und Gemeindeſinnes iſt von höchſtem 
Werthe für das Wohl des Staates. Denjenigen aber, welche den Fort— 
beſtand dieſes Sinnes angeſichts der herrſchenden Freizügkeit für unmög— 
lich halten und deshalb nicht blos das Rechtsinſtitut der Heimat, ſondern 
ſogar das Wort Heimat preisgeben zu müſſen glauben, können wir die 
Thatſache entgegenhalten, daß ſich in Bayern die Heimat trotz der Frei— 
zügigkeit erhalten hat, und daß nirgends daſelbſt das Verlangen beſteht. 
ſie aufzugeben.“) Die Freizügigkeit beſtand ſchon vor dem Freizügigkeits⸗ 
geſetze vom 1. November 1867, nur nicht ſo principiell anerkannt und 
übertrieben durchgeführt; man nannte fie damals Aufenthaltsfreiheit, 
weil man mehr Werth auf den Aufenthalt als auf das Herumziehen 
legte. Die Heimat iſt in ihrem Weſen nach freilich eine Sache der 
Stetigkeit, während der Unterſtützungswohnſitz auf dem Principe des 
Wechſels ruht. Darum iſt es nicht zu verwundern, daß das Syſtem des 
Unterſtützungswohnſitzes um fo mehr Boden gewann, je mehr unſer 
Volk die Gewohnheit der Seßhaftigkeit verlor. Dem Guten, was in 
der neuen Zeitrichtung liegt, kann man jedoch gerecht werden, ohne das 
Gute in den alten Einrichtungen wegzuwerfen. 

Die Heimat als Rechtsverhältniß ſoll mit dem ſtändigen Aufent⸗ 

halte als ihrer thatſächlichen Grundlage übereinſtimmen; Aufgabe der 
Geſetzgebung iſt es deshalb, die Verſöhnung der Stetigkeit mit dem 
Wechſel zu finden, d. h. die Vererbung der Heimat feſtzuhalten und 
doch auch ihre Neubegründung am ſtändigen Wohnorte nicht auszu— 
ſchließen. Und je mehr Wohnortswechſel an der Tagesordnung iſt, um 
ſo wichtiger wird dieſe Aufgabe für den Geſetzgeber. Wo freilich kein 
ſtändiges Wohnen, ſondern unſtetes Herumziehen beſteht, da kann auch 
keine Heimat im eigentlichen Sinne beſtehen, und es müſſen die heimat⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen ſo bemeſſen werden, daß der Wirklichkeit und 
den Intereſſen der Gemeinden fo ſehr als möglich Rechnung getra- 
gen werde. 

Die Verbindung der Heimat mit dem Bürgerrechte entſpricht 
obiger Anforderung auf das glücklichſte; ebenſo das Heimatrecht der 
Beamten am Amtsſitze. Der Heimatanſpruch auf Grund fünfjährigen 
oder zehnjährigen Aufenthaltes (als Erſatz für die früher mit der 
„Anſäſſigmachung“ verbundene Heimat) würde gleichfalls entſprechen, 
wenn von dem Anſpruche jederzeit Gebrauch gemacht und die Heimat 
auch wirklich erworben würde. Vielfach aber wird die Geltendmachung 
dieſes Anſpruches aus Gleichgiltigkeit oder ſonſtigen Gründen unter⸗ 


Auch Gneiſt (Geſchichte und heutige Geſtalt der engliſchen Communal⸗ 
verfaſſung, II. Aufl. S. 1039) ſagt: „Aus der nothwendigen Freizügigkeit der 
arbeitenden Claſſen folgt noch nicht die Aufhebung des Heimatsrechtes, die als 
reine Negative nichts weiter als Aufhebung des Communalweſens iſt.“ Wenn 
er aber ebendaſelbſt S. 1004 es einen „einfachen Grundſatz“ nennt, „daß red⸗ 


liche Arbeit wenigſtens nach 2 oder 3 Jahren einen natürlichen Anſpruch auf 
) Aus der Schrift „Armenpflege und Unterſtützungswohnſitz“ 


Gemeindezugehörigkeit geben müſſe,“ jo find wir zwar mit dem Principe ein⸗ 
verſtanden, glauben aber einen etwas längeren Zeitraum fordern zu müſſen. 
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laſſen, und es behält Jemand feine alte Heimat, obgleich er wo anders 
ſeinen ſtändigen langjährigen Wohnſitz hat. Folge hievon ift, daß der 


alten Heimatgemeinde die Armenlaſt für Perſonen obliegt, welche im 
thatſächlichen Zugehörigkeitsverhältniſſe zu einer anderen Gemeinde ſtehen, 


und welche aus inneren Gründen in dieſer Gemeinde ihre Heimat haben 


ſollten. Dieſem Mißverhältniſſe kann leicht dadurch abgeholfen werden, 
daß die alte Heimatgemeinde, welche an Herſtellung des naturgemäßen 
Verhältniſſes ein Intereſſe hat, das Recht erhält, die Herſtellung des 
naturgemäßen Rechtsverhältniſſes zu beantragen und die förmliche Aner⸗ 
kennung der neuen Heimat zu veranlaſſen. 

Von hohem Werthe iſt es, daß der Erwerb der Heimat durch 
ein ſörmliches Rechtsgeſchäft bezeichnet werde, weil dies zur Klar— 
ſtellung des Verhältniſſes und zur Abſchneidung von Zweifeln und 
Streitigkeiten beiträgt, 
Bewußtſein von der Wichtigkeit dieſes Verhältniſſes lebendig erhält. 

Ebenſo werthvoll iſt es, daß die Heimat nur durch den Erwerb 
einer neuen verloren geht, ſo daß Niemand ohne Heimat iſt. Dies iſt 
auch in England und Frankreich Rechtens. In Folge dieſer Einrichtung 
weiß jede Gemeinde, daß ſie die drohende Armenlaſt von Angehörigen 


zweifelhafter Exiſtenz nicht durch längere Abweſenheit derſelben, alſo 
auch nicht durch Begünſtigung ihres vagabundirenden Lebens von ſich 


abſchütteln kann, ſondern daß ſie dieſes Vortheiles ſich nur dann 


erfreuen darf, wenn ihre Angehörigen anderwärts ſeßhaft werden und 


eine ſolide Exiſtenz ſich gründen; und hienach wird ſie ihr Verhalten 
gegen dieſelben richten. Sodann wird die Gemeinde eher für bleibende 
Hilfe ſorgen, wenn eine ſolche als nöthig erſcheint, während da, wo 


ein baldiges Aufhören der Unterſtützungspflicht durch längere Abweſenheit 


erhofft wird, nur eine augenblickliche mehr ſcheinbare Hilfe wird geleiſtet 
werden. Dieſen Vortheilen gegenüber erſcheint es als untergeordnetes 
Uebel, daß unter dem Heimat-Syſteme eine Gemeinde mitunter Menſchen 
unterſtützen muß, welche der Gemeinde ganz fremd geworden ſind. Das 


iſt allerdings ein Uebelſtand; aber er kann dadurch gemindert werden, 
daß zur Unterſtützung ſolcher Perſonen die Gemeinde einen Beitrag 


aus Mitteln größerer Verbände erhält. 


IN 
Princip des Unterſtützungs wohnſitz-Syſtems. 


1855 haben das Syſtem des Unterſtützungswohnſitzes ausgebildet, und 


und weil es überdies in den Betheiligten das 


haben für diejenigen Hilfsbedürftigen, welche eines Unterſtützungswohn⸗ 
fitzes entbehren. Dergeſtalt führe der Gedanke des Aequivalents für die 
genoſſenen wirthſchaſtlichen Vortheile zur Annahme eines enger begrenzten 
örtlichen Verbandes und in zweiter Linie eines größeren, aus einer 
Mehrheit von Ortsverbänden zuſammengeſetzten Verbandes, Landarmen⸗ 
verband genannt, welch letzterem diejenigen Hilfsbedürftigen zuzuweiſen 
ſeien, welche ihres Unterſtützungswohnſitzes durch längere Abweſenheit 
verluſtig gegangen ſind, ohne einen anderen dafür erworben zu haben. 

Dieſe Theorie betrachtet alſo die Armenunterſtützung als eine 


Gegenleiſtung für die Vortheile, welches das Staatsweſen aus der Arbeits⸗ 


thätigkeit des Verarmten gezogen hat, woraus mit logiſcher Nothwen⸗ 
digkeit folgt, daß der Verarmte die Unterſtützung ſich verdient hat, 
daß er ein Recht auf fie beſitzt. Ein ſolches Recht aber iſt zu ver— 
neinen; denn man wird daran feſthalten müſſen, daß der Staat keinen 


Anſpruch auf Armenhilfe zugeſtehen darf, ſondern daß die erzwungene 


Armenhilfe blos in der Schonung des allgemeinen Menſchlichkeitsgefühles 
der Bevölkerung und in der Rückſicht auf Aufrechthaltung der Ordnung, 
Würde und Ehre des Gemeinweſens ihre Rechtfertigung findet, wobei 
fich dann von ſelbſt verſteht, daß zunächſt jede Gemeinde ihre Angehö— 
rigen verſorgt. 

Schon der allgemeine Geſichtspunkt der Freiheit und Selbſtver⸗ 
antwortlichkeit führt zur entſchiedenen Verneinung jenes vermeintlichen 
Anſpruches; auch aus dem Verhältniſſe des Einzelnen zum Staate oder 
zur Gemeinde läßt ſich ebenſo wenig als aus dem gegenſeitigen Ver: 
hältniſſe der Einzelnen zu einander ein Recht auf Unterſtützung ableiten. 
Was aber die ſoeben dargeſtellte Theorie des Unterſtützungswohnſitzes 
betrifft, ſo geht ſie von Vorausſetzungen aus, die thatſächlich nicht 
zutreffen, und zieht daraus Schlüſſe, welche logiſch nicht richtig ſind. 

Vorerſt wird bei dieſer Theorie jeder Verarmte als eine Perſon 
angeſehen, welche um das Gemeinwohl ſich verdient gemacht hat, und 
ſelbſt Derjenige, welcher vermöge ſeiner freien Selbſtbeſtimmung nicht 
dazu gekommen iſt, irgendwo feſten Fuß zu faſſen, wie man ſich aus⸗ 
drückt, gilt als ein ſolcher, der ſeine wirthſchaftliche Thätigkeit nur einem 
größeren Gebiete hat zu Gute kommen laſſen. In der Wirklichkeit aber 
ſehen wir, daß nicht alle Verarmten nützliche Arbeiter geweſen ſind, 


ſondern daß viele derſelben nicht oder geradezu Gemeinſchädliches gear- 


beitet haben. Woher ſoll ſich bezüglich dieſer die Unterſtützungspflicht des 


Staates ableiten? Sodann gibt es Viele, deren nützliche Arbeit ſo 

Schon das preußiſche Landrecht hat das Heimat-Syſtem verlaſſen 
und die Kategorie der Landarmen neben die der Gemeindearmen geſtellt. 
Die altpreußiſchen Armengeſetze vom 31. December 1842 und 21. Mai 


das norddeutſche Geſetz vom 6. Juni 1870 hat dieſes Syſtem in den 


norddeutſchen Bund eingeführt, von wo es auf das ganze deutſche Reich 


mit Ausnahme Bayerns fich ausgedehnt hat. 

Das Syſtem des Unterſtützungswohnſitzes gründet die öffentliche 
Pflicht zur Unterſtützung eines Hilſsbedürftigen auf einen wirthſchaft— 
lichen Geſichtspunkt, wie man ſich auszudrücken beliebt. Es will aus- 
weislich ſeiner Motivirung im Berichte der Reichstags-Commiſſion dieſe 
Pflicht derjenigen Gemeinſchaft auflegen, welcher die wirthſchaftlichen 
Leiſtungen des Betreffenden zu Gute kamen, ſo lange er noch nicht 
hilfsbedürftig war. Im mittelalterlichen Staate, ſagt man, ſei dies 
allerdings der enge Verband der Ortsgemeinde mit ihrer Gliederung 
in Berufs⸗ und Standes⸗-Genoſſenſchaften geweſen; der moderne Staat 
aber mit ſeinem reich entwickelten Verkehre habe die Geſammtheit des 
Staatsgebietes als ein einheitliches wirthſchaftliches Gebiet für die 


gering iſt, daß ihr Werth lange nicht dem Lohne gleichkommt, den ſie 
dafür empfangen, fo daß diejenigen, welchen die Arbeit geleiſtet wurde, 
durch Zahlung des Lohnes ſchon eine volle, ja eine überſchüſſige Gegen- 
leiſtung gegeben haben. Wo kann da von einem Verdienſte für das 
Gemeinwohl und einem dadurch erworbenen Unterſtützungsrechte die 
Rede ſein? 

Bleiben wir aber bei den fleißigen Arbeitern und fragen wir, 
ob aus der Arbeitsleiſtung ein Recht auf Armenunterſtützung abgeleitet 
werden könne? Der Beruf des Arbeiters und Gewerbsmannes iſt doch 
der, daß er durch feine Arbeit, d. h. durch Befriedigung der leib— 
lichen Bedürfniſſe ſeiner Nebenmenſchen, ſich und ſeine Familie ernähre. 
Deshalb iſt von der Annahme auszugehen, daß der arbeitskräftige 
Menſch zur Anſammlung eines Erſparniſſes für Tage der Noth nicht 
blos die Pflicht, ſondern auch die Möglichkeit habe, und daß er im 
Alter von ſeiner Familie gepflegt werde. Jene Theorie aber, welche 
aus der Arbeitsleiſtung den Unterſtützungsanſpruch und aus dem Be- 


zuge der Arbeit die Unterſtützungspflicht ableitet, muß von der An⸗ 


Thätigkeit aller ſeiner Angehörigen und für den freien Austauſch ihrer 


Kräfte zu betrachten. Jedem ſtehe es frei, ſeinen Aufenhalt zu nehmen, 
wo er wolle, und ſeine wirthſchaftliche Thätigkeit zu entfalten, wie und 
wo es ihm beliebe; folglich erſcheine als ſeine wirthſchaftliche Heimat 
das Geſammtvaterland. Da es indeſſen weder thunlich noch zweckmäßig 
ſei, daß der Staat unmittelbar die Unterſtützungspflicht ausübe, ſo habe 
er ſowohl die ſtaatliche Laſt, als auch die Functionen der Armenpflege 
denjenigen Organen zuzuweiſen, welche nach Natur und Zweck jener 
Functionen als die richtigen ſich erweiſen; das aber ſei zuvörderſt der— 
jenige Ort, in welchem ſich der Hilfsbedürftige unmittelbar vor dem 
Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befand, der letzte Mittelpunkt ſeiner 
wirthſchaftlichen Thätigkeit; habe jedoch den Einzelnen ſeine freie Selbſt⸗ 
beſtimmung nicht dazu geführt, an einem beſtimmten Ort ſeſten Fuß zu 
faſſen, ſo werde ſeine wirthſchaftliche Thätigkeit einem größeren Gebiete 
zu Gute gekommen ſein, folglich werde dieſes größere Gebiet einzutreten 


nahme ausgehen, daß der empfangene Lohn eine zu geringe Gegen— 
leiſtung für die Arbeit war, und daß die dem Arbeiter durch die zu 
geringe Lohnzahlung angethane Verkürzung durch Armenunterſtützung 
wieder gutgemacht werden müſſe. Eine ſolche Theorie wird aber 
Niemand als Grundlage einer richtigen Volkswirthfchaft oder einer rich 
tigen Geſetzgebung anerkennen. Oder denkt man etwa, der Arbeiter 
werde von ſeinen Nebenmenſchen in ſolcher Weiſe ausgebeutet, daß er 
in Folge ſeiner Arbeitsleiſtung verarme und deshalb öffentlicher Hilfe 
bedürfe? Nun, eine ſolche Vorausſetzung der Schlechtigkeit auf Seite 
der Arbeitsherren ſtände in grellem Widerſpruch mit jenem Optimismus, 
welcher die unerläßliche pſychologiſche Grundlage einer freiheitlichen Geſetz⸗ 
gebung iſt, und wäre unvereinbar mit dem in unſerer Geſetzgebung zur 
Geltung gebrachten Principe der Gewerbefreiheit und freien Concurrenz. 
In der That kommt es ja leider oft genug vor, daß fleißige und 
ſparſame Arbeiter brodlos werden; aber das iſt doch nicht die Regel, 
und die Verarmung iſt nicht die Folge der Arbeit. Wenn auch bei 


Ordnung der öffentlichen Einrichtungen mit dieſer Thatſache gerechnet 
werden muß, ſo iſt ſie doch nicht das Naturgemäße und darf nicht zur 
theoretiſchen Begründung des Syſtems benützt werden. 

Noch weniger Logik liegt aber darin, daß ein Speculant zur Aus⸗ 


führung feiner Geſchäftsaufträge große Arbeitermaſſen herbeiziehen, fie 


ausbeuten und ſodann der Gemeinde zur Verſorgung überlaſſen darf. 
Was ferner den Nutzen betrifft, welchen die Gemeinſchaft aus 


den wirthſchaftlichen Leiſtungen der Arbeiter zieht, fo iſt dieſer um. ſo 


geringer, je folgerichtiger das Princip der freien Concurrenz durchgeführt 
iſt, d. h. je mehr die Arbeitsherren bei ihrem Geſchäftsbetriebe und die 
Arbeiter bei ihrer Arbeitsleiſtung lediglich Rückſicht auf ſich ſelbſt 
nehmen. Unſere Gewerbegeſetzgebung kennt kein Verhältniß des Einzelnen 
zur Gemeinde, aus weſchem irgend welche Verbindlichkeit der Gemeinde 
gegen einen Verarmten abgeleitet werden könnte. Deshalb iſt es 
begriffswidrig, die Armengeſetzgebung plötzlich auf die Vorausſetzung 
eines ſolchen Verhältniſſes zu gründen. Es iſt ja wahr, daß jede 


Gemeinſchaft von jedem tüchtigen Mitgliede Vortheil hat; aber das 


Mitglied hat einen noch weit größeren Vortheil von der Gemeinſchaft; 


und wenn wir unſere Armen anſehen, ſo hatten ſie ſchon vor ihrer 


Verarmung von dem Staats- und Gemeindeverbande, in welchem ſie 
lebten, weit größeren Vortheil, als er von ihnen. 


Gneift *) gibt dieſem ſog. wirthſchaftlichen Geſichtspunkte eine 


etwas andere Wendung, indem er ſagt: „Dadurch, daß der arbeitende 
Mann ſeine Kräfte dem engeren Gemeindeverbande widmet, daß er ſich 
redlich nährt und die Gemeindelaſten trägt, wird ein rechtlicher und 


ſittlicher Anſpruch auf gegenſeitige Unterſtützung in dem Gemeindever— 
band erworben, der nach Umſtänden in einer Friſt von ein oder zwei 
oder drei Jahren, aber ſchwerlich in kürzerer Friſt erworben werden 
mag.“ Auch in dieſer Faſſung iſt das Princip des Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzes unrichtig und unlogiſch. Auch hier fehlt die Berückſichtigung jener 
großen Maſſe, welche die Bedingung des Redlich-ſich-nährens und des 
Gemeindelaſten⸗tragens nicht erfüllt haben. Worauf ſoll bei dieſen der 
Anſpruch auf Unterſtützung und die Pflicht des Armenverbandes fi 

gründen? Sodann iſt es nicht richtig, daß der Mann ſeine Kräfte dem 
Gemeinde erband widmet. Er widmet ſie ſeinem Arbeitsherrn und ſeiner 
Familie; dafür bekommt er vom Aibeitsherrn den entſprechenden Lohn 


und gründet in der Familie ſeine künftige Verſorgungsanſtalt — rein 


wirthſchaftlich betrachtet. Das iſt der geſunde Ausgangspunkt für die 
Geſetzgebung. Wo es an dieſer geſunden Entwicklung fehlt, hat die 
Geſetzgebung entſprechend nachzuhelfen, und wo Ausnahmszuſtände einen 
Uebelſtand erzeugen, hat die Geſetzgebung dem Uebel nach Kräften zu 
ſteuern. Demgemäß erſcheint uns die Verarmung als ein Uebel, welchem 
der Staat entgegenarbeiten muß, wie jedem anderen öffentlich hervor— 
tretenden Uebel; und wenn der Staat zur Beſeitigung der augenblicklichen 
Noth zum Zwangsalmoſen greifen muß, ſo thut er das blos, um ein 


öffentliches Uebel zu beſeitigen, durchaus nicht, um einen Rechtsanfpruch 
des Verarmten zu erfüllen. 


Daß es ferner an einem urſachlichen Zuſammenhang zwiſchen der 


Arbeitsleiſtung und dem Anſpruch auf Armenunterſtützung fehlt, wurde 
ſchon vorhin nachgewieſen. Das Gleiche gilt von dem Tragen der Ge— 
meindelaſten; denn dieſe ſind unſere Gegenleiſtung für die Wohlthaten 
und Vortheile, welche wir aus den Gemeindeanſtalten ziehen, und ſind 
weit geringer, als dieſe Vortheile ſelbſt, weil wir daber das Gemeinde— 
und Stiftungsvermögen genießen, das unſere Vorfahren in den Gemeinde— 
anſtalten niedergelegt haben. Und gerade bei den Armen iſt zu berück— 
ſichtigen, daß ſie in der Regel geringere Steuern und geringere Gemeinde— 
laſten zahlen als die Reichen, und daß ſie deshalb noch viel weniger 
als dieſe jagen können, fie hätten für die Gemeindeanſtalten mehr ge— 
leiſtet, als aus ihnen genoſſen. 


Wir dürfen deshalb dabei ſtehen bleiben, daß aus dem, was zu 


Gunſten des Unterſtützungswohnſitz⸗Princips vorgebracht wird, weder ein 
rechtlicher noch ein ſittlicher Anſpruch auf Armenunterſtützung gefolgert 
werden kann. 

Ein gewiſſes Verhältniß der Gegenſeitigkeit iſt ja da; aber das 
iſt nicht an ſich ſchon ein rechtlicher Verpflichtungsgrund, ſondern es iſt 
nur die natürliche Grundlage für einen organiſchen Verband; und es 
iſt Aufgabe der Geſetzgebung, die nöthigen Verbände rechtlich auszu⸗ 
bilden. Darum ſagen wir, daß die natürliche Grundlage für eine geſunde 


) Geſchichte und heutige Geſtalt der engliſchen Communalverfaſſung oder 
das Selfgovernment von Dr. Rudolf Gneiſt. II. Aufl. S. 1039. 
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Gemeindebildung und für fonftige wirthſchaftliche Verbände trotz Ge⸗ 
werbefreiheit und Freizügigkeit immer noch vorhanden iſt, und daß es 
nur auf ordentliche Ausbildung der vorhandenen Elemente ankommt. 
Insbeſondere iſt es Aufgabe des Staates, die Anſammlung von Er⸗ 
ſparniſſen zu begünſtigen und gegenſeitige Verſicherungen zu ermöglichen 
oder nach Umſtänden zu erzwingen. So z. B. war es in einigen 
Staaten früher — ehe es durch die abſolute Actien- und Gewerbe— 
freiheit unmöglich gemacht wurde — ein ganz geſunder Verwaltungs— 
grundſatz, bei der Conceſſionirung größerer Fabriken die Errichtung 
von Spar⸗ und Invalidencaſſen zu fordern. Ebenſo zweckmäßig iſt die 
bayriſche Einrichtung, derzufolge die Gemeinden von Dienſtboten, Gewerbs— 
gehilfen, Lehrlingen, Fabrik- und ſonſtigen Lohnarbeitern regelmäßige 
Krankenhausbeiträge einheben dürſen, dieſen Perſonen aber auch, ohne 
Rückſicht auf das Heimatrecht, eine neunzigtägige Krankenhilfe gewähren 
müſſen. 

0 Iſt aber die dem Unterſtützungswohnſitz zu Grunde liegende 
Theorie unrichtig, ſo find die Wirkungen dieſes Syſtems geradezu gemein- 
ſchädlich. 


| Mittheilungen aus der Praxis. 


Arreſtſtrafen ſind keine zweckentſprechenden Zwangsmittel gegen 
eine Ehegattin, welche ſich wegen erlittener Mißhandlungen zu 
ihrem Gatten zurückzukehren weigert. 

Ueber Einſchreiten des Joſef K. wurde ſeiner Ehegattin Eliſa— 
beth K., welche wegen Mißhandlung und vielfacher Kränkungen, wie 
ſie bei ihrer Einvernehmung zu Protokoll gab, das Haus ihres Gatten 
ae hatte, von dem k. k. Bezirksgerichte in L mit Beſcheid vom 
12. Juli 1880, Z. 4043, aufgetragen, binnen 24 Stunden bei fon: 
ſtiger Execution dorthin zurückzukehren. Da ſie dieſem Auftrage nicht 
nachkam, wurde er mit Beſcheid vom 16. Auguſt 1880, 3. 4467, 
unter Audrohung einer viertägigen Arreſtſtrafe wiederholt. 

Ueber die Protokollaranzeige des Joſef K., daß auch dieſer letztere 
Auftrag von ſeiner Gattin nicht befolgt wurde, wurde mit Beſcheid vom 
28. Auguſt 1880, Z. 4889, die angedrohte viertägige Arreſtſtrafe für 
verfallen erklärt und der Eliſabeth K. aufgetragen, binnen 24 Stunden 
die verfallene Arreſtſtrafe bei ſonſtiger Vorführung anzutreten und nach 
ausgeſtandener Strafe binnen 24 Stunden zu ihrem Gatten bei fon- 
ſtiger achttägiger Arreſtſtrafe zurückzukehren. 

Da auch dieſem Auftrage von Seiten der Eliſabeth K. keine 
Folge geleiſtet wurde, wurde am 27. September 1880 die Gendarmerie 
angegangen, diefelbe zur Ausſtehung der viertägigen Arreſtſtrafe vor— 
zuführen. Eliſabeth K. hat ſodann dieſe Strafe am 29. September 1880 
angetreten und iſt am 3. October 1880 entlaſſen worden. 

Da ihre Rückkehr zu ihrem Gatten auch jetzt noch nicht erfolgte, 
hat das k. k. Bezirksgericht in L. über neuerliches Einſchreiten ihres 
Gatten, ohne ſie weiter einzuvernehmen, mit Beſcheid vom 22. October 
1880, 3. 5803, die mit Beſcheid vom 16. Auguſt 1880, 8. 4467, 
angedrohte achttägige Arreſtſtrafe für verfallen erklärt und ihr aufge— 
tragen, dieſe Arreſtſtrafe binnen 24 Stunden bei ſonſtiger zwangsweifer 
Vorführung anzutreten, nach ausgeſtandener Arreſtſtrafe aber binnen 
24 Stunden in das Haus ihres Gatten zurückzukehren, als ſonſt wider 
ſie eine ſechzehntägige Arreſtſtrafe verhängt werden würde. 

Gegen dieſen Beſcheid ergriff Eliſabeth K. den Recurs, in 
welchem ſie geltend machte, daß ihr Gatte mit ihr ſo verfuhr, daß ſie 
es bei ihm nicht aushalten konnte, und daß er, wenn ſie zurückkehre, 
dieſe Behandlung fortſetzen würde. Der Beſcheid war, ohne fie zu hören, 
nicht zu erlaſſen. Die Drohung mit Arreſt ſei Execution und dieſe 
könne nach $ 298 a. G. O. nur auf Grund eines richterlichen Spruches 
oder gerichtlichen Vergleiches bewilligt werden; ein gerichtlicher Spruch 
könne nur über eine Klage ergehen. Auch kann es nicht für correct 
angeſehen werden, die Strafe zu verhängen und ohne die Rechtskraft 
abzuwarten, zu verordnen, die Strafe binnen 24 Stunden anzutreten. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Prag hat aber mit Erledigung 
vom 16. November 1880, 3. 33.968, dieſen Recurs abgewieſen, weil 
der Auftrag an die Recurrentin, in das Haus ihres Gatten bei ſonſtiger 
Execution zurückzukehren, in Rechtskraft erwachſen iſt und die Nicht⸗ 
befolgung dieſes Auftrages die vom erſten Richter ausgeſprochene Arreſt⸗ 
ſtrafe als Execution, ohne daß eine weitere Vernehmung der Recurrentin 
nothwendig wäre, nach ſich gezogen hat. Die Friſt, binnen welcher 


Recurrentin in das Haus ihres Gatten zurückzukehren hat, iſt eine 
richterliche Friſt, und die Recurrentin hat nichts vorgebracht, woraus 
hervorgehen würde, daß dieſe Friſt eine zu kurze ſei. Uebrigens iſt die 
Recurrentin durch die Beſtimmung dieſer Friſt in der Einbringung des 
Recurſes nicht gehindert, inſoweit fie die neue Strafandrohung anzu- 
fechten beabſichtigt; bezüglich der achttägigen Arreſtſtraſe ſteht ihr ein 
Recursrecht überhaupt nicht mehr zu, weil ſie die Androhung dieſer 
Strafe in Rechtskraft erwachſen ließ 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe der Eliſabeth K. hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 28. December 1880, 
3. 14.825, ſtattzugeben und unter Abänderung der beiden unterrichter- 
lichen Erledigungen das von Joſef K. geſtellte Begehren, gegen Eliſa— 
beth K. die Arreſtſtrafe von 8 Tagen in Vollzug zu ſetzen und eine 
weitere Arreſtſtraſe von doppelter Dauer anzudrohen, abzuweiſen be— 
funden. 

Denn gemäß der Beſtimmung des $ 19 des kaiſ. Patentes vom 
9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr 208, find gegen eine Partei, welche die 
an ſie ergangene Verfügung des Richters unbefolgt gelaſſen, angemeſſene 
Zwangsmittel in Anwendung zu bringen. In dem vorliegenden Falle, 
wo es ſich um die Durchſetzung der der Eliſabeth K. als Gattin nach 
§ 92 a. b. G. B. obliegenden Verbindlichkeit, dem Manne in deſſen 
Wohnſitz zu folgen, handelt, können als angemeſſene Zwangsmittel nur 
jene erkannt werden, welche dem zu erreichenden Zwecke entſprechen und 
den Erfolg herbeizuführen geeignet find. Als ſolche Zwangsmittel 
können aber keineswegs an Eliſabeth K. zu vollziehende Arreſtſtrafen 
angeſehen werden, da ſelbe deren durch die von ihr behauptete üble 
Behandlung, namentlich durch das von Joſef K. in dem Protokolle 
vom 10. Juli 1880 eingeſtandene Schlagen derſelben begründete Ab— 
neigung nur zu mehren, ja bis zur Erbitterung zu ſteigern und die 
anzuſtrebende Ausſöhnung unmöglich zu machen geeignet ſind, daher 
das von Joſef K. geſtellte Begehren vom Standpunkte des Geſetzes 
nicht gerechtfertigt, ſohin abzuweiſen war. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XLII. Stück. Ausgeg. am 2. October. 

123. Kaiſerliches Patent vom 28. September 1880, betreffend die Ein- 

beruſung des Landtages des Erzherzogthumes Oeſterreich unter der Enns. 
XLIII. Stück. Ausgeg. am 8. October. 

124. Conceſſionsurkunde vom 28. Auguſt 1880 für die Locomotiv-Eiſen⸗ 
bahn von der Station Kaſchitz der priv. Eiſenbahn Pilſen-Prieſen (Komotau) 
nach Schönhof. 

125. Conceſſionsurkunde vom 28. Auguſt 1880 für die Locomotiv-Eiſen⸗ 
bahn von der Station Pecek nach Zasmuk mit Abzweigungen. 

126. Geſetz vom 12. September 1880, betreffend die Bewilligung eines 
fixen Staatsbeitrages zur Erhaltung der vom Lande Niederöſterreich übernommenen 
ärariſchen Straßen. 

127. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 2. October 1880, 
betreffend die Errichtung einer neuen Bezirkshauptmannſchaft zu Metkovic in 
Dalmatien. 

XLIV. Stück. Ausgeg. am 9. October. 


128. Conceſſionsurkunde vom 28. Auguſt 1880 für die Locomstiv-Eifen- | 


bahn von Smidar nach Hochweſſely. 

129. Conceſſionsurkunde vom 8. September 1880 für die Locomotiv⸗ 
Eiſenbahn von der Station Chodau nach Neudek. 

XLV. Stück. Ausgeg. am 15. October 

130. Coneeſſionsurkunde vom 7. September 1880 für die Locomotiv⸗ 
Eiſenbahn von Zauchtl nach Neutitſchein. 

131. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 5. Oetober 1880, womit 
die mit dem Erlaſſe des Finanzminiſteriums vom 26. Auguſt 1879 (R. G. Bl. 
Nr. 111) kundgemachten Beſtimmungen in Betreff des Nachlaſſes an der Alkohol⸗ 
ausbeute für gewiſſe nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes pauſchalirte 
landwirthſchaftliche Brennereien theilweiſe abgeändert werden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


64 


Verantwortlicher Nedacteur: A. 


November. 
vom 10. October 1880, be⸗ 


XLVI. Stück. Ausgeg, am 25 

132. Verordnung des Finanzminiſteriums 
treffend die Aenderung der Stempelmarken. 

133. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 31. October 1880, be- 
treffend die Angabe des Gewichtes der bei der Schlachtung mit Vorbehalt der 
Steuer-Rückvergütung zur Einfuhr in eine geſchloſſene Stadt beſtimmten Theile 
des geſchlachteten Thieres. 

134. Kundmachung des Juſtizminiſteriums vom 5. November 1880, be⸗ 
treffend die Zuerkennung des Rechtes der Exterritorialität an die Prinzeſſin Thereſie 


von Liechtenſtein und den Prinzen Franz von Liechtenſtein. 


135. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 6. November 1880, 
betreffend die Zurückverlegung des königlich bayeriſchen Auſagepoſtens Steinach in 
Schönbichl nach Bayern. 

136. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 11. November 1880, 
betreffend die Errichtung einer hauptzollämtlichen Expoſitur am Donaulandungs⸗ 
platze in Paſſau. 

137. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. November 1880, 
womit amtliche geſtempelte Wechſelblanquette mit polniſchem, dann mit böhmiſchem 
Texte in den Verſchleiß geſetzt werden. 

138. Verordnung der Miniſterien des Innern, des Ackerbaues und des 


Handels vom 23. November 1880, mit welcher weitere Beſtimmungen zur Dircch- 


führung des § 10 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes und der 88 7 und 40 
des Rinderpeſtgeſetzes vom Jahre 1880 erlaſſen werden. 
XLVII. Stück. Ausgeg. am 10. December. 

139. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 15. November 1880, wegen 
Zulaſſung der Bürgſchaft von unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Creditinſtituten 
als Sicherſtellung bei der Borgung der Verzehrungsſteuer von Bier und gebrannter 
geiſtiger Flüſſigkeit. 

140. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 1. December 1880, be⸗ 
treffend die Vollziehung des Geſetzes vom 25. März 1880 (R. G. Bl. Nr. 39) 
über die Steuerfreiheit von Neu-, Um- und Zubauten. 

141. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 1. December 1880, be— 
treſſend die Pflicht der Schiffer zu Hilfeleiſtung in Seenoth. 

142. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 1. December 1880, be— 
treffend die Errichtung einer königlich ungariſchen Hauptzollamts⸗Expoſitur bei 
dem Hauptpoſtamte in Budapeſt. 

XLVIII. Stück. Ausgeg. am 23. December. 

143. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 3. December 1880, 
womit nachträgliche Beſtimmungen zu den Vorſchriften, betreffend die Aichung 
und Stempelung von Meßapparaten für Petroleum und andere einer ſtarken 
Verflüchtigung unterliegende Flüſſigkeiten (R. G. Bl. Nr. 33 ex 1875), veroffent⸗ 
licht werden. 

(Fortſetzung folgt.) 
Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath der ſteiermärkiſchen Statt⸗ 
halterei Ferdinand Kirchlehner zum Hofrathe bei der Statthalterei in Inns⸗ 
bruck ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Marburg Julius 
Seeder zum Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Linz Karl Ober- 
müllner den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsofficial und Amtsleiter Adam 
Plank in Badgaſtein den Titel und Charakter eines Telegraphenamtsverwalters 
verliehen. 

1 Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Mathias Grill zum Bezirkshauptmann in Krain ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakfabrik in Bautſch Jacob 
Kleinhappel, dann den Adjuncten und Leiter der proviſoriſchen Tabakfabrik 
in Zwittau Johann Herrmann zu Secretären für Tabakhauptfabriken ernannt. 


Erledigungen. 

Jngenieursſtelle bei den politiſchen Behörden in Schleften mit der neunten, 
eventuell eine Bauadjunctenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 72.) 

Rechnungsrevidentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag mit der neunten Rangsclaſſe, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 74.) 

Forſtelevenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection mit 500 fl. 
Adjutum, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 75.) . 


SEE Hiezu als Beilage: Bogen 2 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Hiezu eine literariſche Beilage. 


Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


